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Strategiepapier 

„Auf dem Weg zu einer Nachhaltigkeitsstrategie  

für Nordrhein-Westfalen“ 

(Beschluss der Staatssekretärskonferenz v. 23.6.2014 – vorläufige Fassung) 

 

 

I. Einleitung 

Die Landesregierung hat im November 2013 „Eckpunkte einer Nachhaltigkeitsstrategie für 

Nordrhein-Westfalen“ verabschiedet. Bis Ende 2015 soll ein umfassender Strategieentwurf erar-

beitet werden.  

Die Strategie wird durch eine Interministerielle Arbeitsgruppe Nachhaltigkeitsstrategie unter ko-

ordinierendem Vorsitz des Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und 

Verbraucherschutz zusammen mit der Staatskanzlei und den Landesministerien entwickelt. Der 

Erarbeitungsprozess soll dabei von Akteurinnen und Akteuren aus der Zivilgesellschaft, der Wirt-

schaft, den Kommunen und der Wissenschaft begleitet werden. 

Dieses Strategiepaper soll erste Überlegungen darstellen, in welcher Weise und auf welchen 

Handlungsfeldern die Landesregierung die großen gesellschaftlichen Herausforderungen ange-

hen will. Damit soll das Strategiepapier eine erste Konsultationsrunde zur NRW-

Nachhaltigkeitsstrategie ermöglichen.  

Die Landesregierung hat die nachhaltige Entwicklung zu einem Leitprinzip erklärt. Sie strebt da-

bei die Verbindung von sozialer Gerechtigkeit und ökonomischer Vernunft mit ökologischer Ver-

antwortung an. Nachhaltige Entwicklung in diesem Sinne soll es ermöglichen, die Grundlagen 

des gesellschaftlichen Wohlstands und Wohlergehens für die Menschen so zu bewahren und zu 

entwickeln, dass damit zugleich nachfolgenden Generationen ein intaktes soziales, ökonomi-

sches und ökologisches Gefüge hinterlassen wird. 

Die Impulse der internationalen Konferenz Rio+20 und die Erkenntnisse des NRW-Agenda-21-

Prozesses und der vielen lokalen Agenda- und Nachhaltigkeitsprozesse sollen im NRW-

Nachhaltigkeitsprozess aufgegriffen werden.  
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II. Große gesellschaftliche Herausforderungen 

Ziel der Nachhaltigkeitsanstrengungen in NRW ist es, Antworten auf die großen gesellschaftli-

chen Herausforderungen zu entwickeln, mit denen sich unser Land und seine Bürgerinnen und 

Bürger heute und in den kommenden Jahrzehnten konfrontiert sehen. Folgende Herausforde-

rungen sind Ausgangspunkt der Überlegungen der Landesregierung: 

 Klimaschutz, Ressourceneffizienz und Rohstoffe, 

 sichere, saubere, effiziente und wirtschaftliche Energieversorgung, 

 Versorgung mit gesunden Nahrungsmitteln aus nachhaltiger Produktion, 

 Erhaltung der biologischen Vielfalt und nachhaltige Waldwirtschaft, 

 leistungsfähige, umweltschonende, energieeffiziente und sichere Mobilität, 

 Gesundheit und Wohlergehen im demografischen Wandel, 

 Sicherheit, Teilhabe, Geschlechtergerechtigkeit und sozialer Zusammenhalt im gesell-

schaftlichen Wandel, 

 Bereitstellung der besten Bildung für alle sowie 

 tragfähige öffentliche Finanzen. 

 

 

III. Handlungsfelder 

Um die dargestellten Herausforderungen politisch anzugehen, plant die Landesregierung in einer 

ersten Phase des Nachhaltigkeitsstrategieprozesses, die im Folgenden aufgeführten Handlungs-

felder in den Mittepunkt zu stellen. Dabei soll, wo immer möglich, auf bestehende Strategien und 

Prozesse aufgebaut werden, die auch in der weiteren Umsetzung zu berücksichtigen sind. Im 

Rahmen der NRW-Nachhaltigkeitsstrategie sollen die aufgeführten Handlungsfelder nicht isoliert, 

sondern in einer Gesamtperspektive betrachtet werden. Insbesondere die Wechselwirkungen 

zwischen den Handlungsfeldern werden herausgearbeitet.  

 

Klimaschutz  

Die wachsenden Treibhausgasemissionen der Industrie- und Entwicklungsländer führen zu kli-

matischen Veränderungen auch in NRW, mit erheblichen Auswirkungen auf die menschliche 

Gesundheit, die natürliche Umwelt, aber auch unsere Wirtschaftsstrukturen. Um den Klimawan-

del und seine unweigerlichen Auswirkungen noch in einem erträglichen Rahmen zu halten, ist es 

notwendig, den globalen Temperaturanstieg auf maximal 2 Grad gegenüber vorindustrieller Zeit 

zu begrenzen.  

Deutschland hat sich zum Ziel gesetzt, seine Treibhausgasemissionen bis 2020 um mindestens 

40 Prozent und bis 2050 um mindestens 80 Prozent im Vergleich zu 1990 zu reduzieren. Um 

diese Ziel zu erreichen, ist ein grundlegender Wandel in allen Sektoren (Energiewirtschaft, In-

dustrie, private Haushalte, Verkehr etc.) erforderlich. 
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Dem Land Nordrhein-Westfalen kommt eine besondere Verantwortung bei der Erreichung der 

Klimaschutzziele zu, da in NRW etwa ein Drittel aller in Deutschland entstehenden Treibhausga-

se emittiert werden.  

Die Landesregierung wird mit einer ambitionierten und nachhaltigen Klimaschutzpolitik zum Vor-

reiter beim Klimaschutz und bei der Anpassung an den Klimawandel werden. Die neue Klima-

schutzpolitik des Landes basiert vor allem auf drei Säulen:  

 Bereits im Oktober 2011 hat die Landesregierung ein millionenschweres Klimaschutz-

StartProgramm auf den Weg gebracht, das 22 Einzelmaßnahmen vorsieht – unter ande-

rem den beschleunigten Ausbau Erneuerbarer Energien sowie den verstärkten Ausbau 

der Kraft-Wärme-Kopplung.  

 Im Januar 2013 hat der Landtag das Klimaschutzgesetz NRW verabschiedet, das als ers-

tes Gesetz in Deutschland konkrete Klimaschutzziele vorgibt: Die Treibhausgasemissio-

nen in NRW sollen bis 2020 um mindestens 25 Prozent und bis 2050 um mindestens 80 

Prozent abgesenkt werden. 

 Derzeit erarbeitet die Landesregierung in einem breit angelegten Dialog- und Beteili-

gungsverfahren einen Klimaschutzplan. Bereits über 400 Akteurinnen und Akteure aus 

Wirtschaft, Verwaltung und Zivilgesellschaft haben in der ersten Phase Vorschläge für 

Klimaschutz- und Anpassungsmaßnahmen erarbeitet. Diese Vorschläge sind in der zwei-

ten Phase von der breiten Öffentlichkeit (Bürgerinnen und Bürger, Kommunen, Unterneh-

men, Planer) kommentiert worden. Auf Basis der Ergebnisse beider Phasen und weiterer 

Erkenntnisse (Impact Analyse) erstellt die Landesregierung den Entwurf eines Klima-

schutzplans, der dem Landtag zur Beschlussfassung vorgelegt wird. Der Klimaschutzplan 

ist die Road Map für das Erreichen der Klimaschutzziele Nordrhein-Westfalens.  

Zwischen dem Handlungsfeld Klimaschutz und dem nachfolgenden Handlungsfeld Energiewen-

de gibt es starke Wechselwirkungen. Wir werden daher auch im Sinne des Klimaschutzes den 

Ausbau von Energieeffizienz und Energieeinsparung vorantreiben. 

 

Energiewende 

NRW gestaltet die Energiewende - auf klima- und umweltfreundliche sowie sichere und wirt-

schaftliche Weise. Wir wollen hin zu einer sicheren, wirtschaftlichen sowie stärker dezentralen 

Versorgung mit Erneuerbaren Energien. Die Stromerzeugung Nordrhein-Westfalens wollen wir 

auf einen stetig steigenden Anteil Erneuerbarer Energien umstellen. So wollen wir bis zum Jahr 

2025 30% des Stroms aus Erneuerbaren Energien gewinnen. Der Windenergieanteil an der 

Stromversorgung soll bis zum Jahr 2020 auf mindestens 15% gesteigert werden, die KWK-Quote 

im gleichen Zeitraum auf mehr als 25% erhöht werden. Dabei bleibt die Sicherung der Energie-

versorgung und der Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen in NRW bei gleichzeitigem Schutz 

des Klimas, der Umwelt und der natürlichen Ressourcen weiterhin unser Ziel. In die Diskussion 
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über die Gestaltung der Energiewende auf Bundes- und Europaebene bringen wir uns entspre-

chend ein. 

Im Sinne einer nachhaltigen Energiewende wird NRW neben dem Ausbau der erneuerbaren 

Energien besonders die beiden wichtigen Bausteine Netzausbau sowie die Entwicklung und 

Verwirklichung von Energiespeichern voranbringen. Hierzu werden wir den Dialog mit den rele-

vanten Akteuren fortsetzen.  

 

Nachhaltiges Wirtschaften  

Mehr und mehr Unternehmen in NRW folgen den Prinzipien nachhaltigen Wirtschaftens. Sie be-

ziehen in ihre Strategieentwicklung bewusst soziale und ökologische Aspekte ein. Dies führt zu 

einer Veränderung von Wertschöpfungsketten, verbessert die wirtschaftliche Leistungs- und 

Wettbewerbsfähigkeit der beteiligten Unternehmen und kann zudem einen wichtigen Beitrag zum 

sozialen Fortschritt und zum verbesserten Schutz der Umwelt leisten. 

Zur Förderung des „nachhaltigen Wirtschaftens“ in NRW leisten vor allem die Strategien zur Um-

weltwirtschaft, zu den Leitmärkten, zur Corporate Social Responsibility (CSR) und zur Forschung 

(„Fortschritt NRW“) wichtige Beiträge. Daneben verfolgt die Landesregierung weitere Aktivitäten 

zur Förderung des nachhaltigen Wirtschaftens, u.a. zur nachhaltigen Beschaffung. 

Ziel der „Umweltwirtschaftsstrategie NRW“ ist es, die starke Position der NRW-Umwelt-

wirtschaft auszubauen und die Unternehmen in Nordrhein-Westfalen zum Vorreiter für ein res-

sourcen- und energieeffizientes sowie klimaschutzorientiertes Wirtschaften zu machen. Die Um-

weltwirtschaftsstrategie steht auf den drei Säulen Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der NRW-

Umweltwirtschaft, Identifizierung strategischer Themenfelder für die umweltwirtschaftliche Ent-

wicklung des Standortes NRW und die Entwicklung der Marke "Umweltwirtschaft in Nordrhein-

Westfalen".  

In der „Leitmarktstrategie NRW“ werden Märkte identifiziert, in denen für NRW-Unternehmen 

große Chancen gesehen werden und die durch eine hohe Nachfrage nach innovativen Produkten 

und Dienstleistungen gekennzeichnet sind. In diesen Märkten können gleichzeitig Lösungen für 

die großen gesellschaftlichen Herausforderungen (Globalisierung, demografischer Wandel, Urba-

nisierung, Klimaschutz, begrenzte Ressourcen etc.) entwickelt werden. Die zu erwartenden Wert-

schöpfungen und Innovationen in den Leitmärkten können wichtige Impulse für eine zukunftsfähi-

ge Weiterentwicklung von Industrie und Wirtschaft insgesamt geben.  

Ziel der „CSR-Strategie NRW“ ist es, verantwortlich wirtschaftende Unternehmen in ihrer Vorbild-

rolle zu stärken, Anreize zur Übernahme gesellschaftlicher Verantwortung zu geben, Unterstüt-

zung bei der Umsetzung von CSR in Branchen und Regionen zu leisten, CSR-Kooperationen 

zwischen Hochschulen und Unternehmen voranzubringen und CSR in internationalen Geschäfts-

beziehungen zu stärken.  

Im Rahmen der Forschungsstrategie „Fortschritt NRW“ werden u.a. zu den vorgenannten 

Feldern Forschungs- und Innovationsvorhaben initiiert. 
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Schutz natürlicher Ressourcen (Biodiversität, Wald, Wasser, Flächen/Boden, nachhaltige 

Landbewirtschaftung, Luft, Umwelt und Gesundheit) 

Angesichts der traditionell ressourcenintensiven Wirtschaftsstrukturen und der hohen Bevölke-

rungsdichte bedarf es in Nordrhein-Westfalen besonderer Anstrengungen, um die für unsere Le-

bensqualität und unseren Wirtschaftsstandort wichtigen natürlichen Ressourcen wie Biodiversität 

und Wälder, Wasser, Boden und Luft gut zu schützen.  

Um das wertvolle Naturerbe zu erhalten und das fortschreitende Artensterben zu stoppen erar-

beitet die Landesregierung aktuell eine NRW-Biodiversitätsstrategie mit konkreten Handlungs- 

und Zeitplänen sowie Indikatoren. Zudem ist eine Waldstrategie NRW 2050 geplant, die Leitbil-

der, Ziele und Maßnahmen einer tragfähigen nachhaltigen und naturnahen Waldbewirtschaftung 

entwickelt.  

Um die Oberflächengewässer und das Grundwasser in einen ökologisch und chemisch guten 

Zustand zu bringen und damit den Naturhaushalt und die Versorgungsinfrastruktur zu schützen, 

setzt die Landesregierung zahlreiche wasserwirtschaftliche Maßnahmen um, u.a. ein Programm 

Lebendige Gewässer. 

Zum Schutz der verschiedenen Funktionen des Bodens im Naturhaushalt und für den Menschen 

und zur Verminderung des weiterhin zu hohen Flächenverbrauchs hat die Landesregierung zahl-

reiche Maßnahmen planerischer, fiskalischer und ökonomischer Art ergriffen, u.a. im Rahmen 

der Allianz für die Fläche.  

Die Landesregierung strebt zudem an, durch Initiativen zur Weiterentwicklung der „guten fachli-

chen Praxis“ der Landwirtschaft und eine entsprechende Ausgestaltung der agrarpolitischen 

Rahmenbedingungen (u.a. Greening, Förderung von Agrarumweltmaßnahmen) einen wichtigen 

Beitrag zum Erhalt und zum verbesserten Schutz der natürlichen Ressourcen zu leisten.  

Mit einem ressortübergreifenden Masterplan „Umwelt und Gesundheit NRW“ will die Landesre-

gierung Mensch und Umwelt vor Umweltchemikalien, Luftschadstoffen, Lärm und Elektrosmog 

schützen, aber auch übergreifende Fragestellungen wie etwa das Thema Umweltgerechtigkeit, 

also insbesondere den Zusammenhang zwischen Umweltbelastungen und sozialer Benachteili-

gung, aufgreifen. 

Schließlich will die Landesregierung mit einer Bioökonomiestrategie den nachhaltigen Umgang 

mit natürlichen Ressourcen sowie insbesondere die nachhaltige Nutzung von Biomassen und 

biogenen Reststoffen in den Fokus rücken.  

 

Demografie  

Der demografische Wandel stellt Nordrhein-Westfalen vor große Herausforderungen in allen Po-

litikfeldern. Die Alterung der Gesellschaft und die Schrumpfung der Bevölkerung lösen viele Fra-

gen aus. Wir müssen insbesondere sicherstellen, dass eine große Zahl alter und hochaltriger 

Menschen versorgt und ihre gesellschaftliche Teilhabe gesichert werden kann. Gleichzeitig müs-

sen wir uns auch den Herausforderungen des demografischen Wandels im Wirtschaftsleben 
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(z.B. der Fachkräfte- und Nachfolgeproblematik), bei der Infrastrukturplanung und in anderen 

Lebensbereichen stellen.  

Dabei ist immer auch zu klären, welche Aufgaben in Zukunft der Staat bzw. das Sozialversiche-

rungssystem übernehmen kann und soll und welche Beiträge die Zivilgesellschaft und die Unter-

nehmen leisten können. 

Es bedarf systematischer und neuer Antworten auf diese und weitere Fragen, damit unsere Ge-

sellschaft in allen Bereichen demografiefest wird und der Zusammenhalt der Generationen ge-

schlechtergerecht gefestigt werden kann. 

Mit den heutigen Strukturen wird dies nicht gelingen. Wir haben uns deshalb auf den Weg ge-

macht, unser Zusammenleben neu zu gestalten, indem wir 

 unsere Wohnquartiere im städtischen wie im ländlichen Raum generationengerecht und 

inklusiv entwickeln, 

 demografiebewusste Wirtschaftsstrategien, gute Arbeit und die Fachkräfteentwicklung för-

dern und 

 unsere Demografiepolitik in allen Politikfeldern präventiv ausrichten. 

 

Sozialer Zusammenhalt und gesellschaftliche Teilhabe 

Immer mehr Menschen leben in Europa, Deutschland und Nordrhein-Westfalen unter schwieri-

gen und prekären Bedingungen. In einigen Bereichen unserer Gesellschaft verfestigen sich, trotz 

der grundsätzlich positiven Entwicklungen von Wirtschaft und Arbeitsmarkt Armut und soziale 

Ausgrenzung. Viele Bürgerinnen und Bürger können mit ihrem Einkommen den Lebensunterhalt 

für sich und ihre Kinder nicht ausreichend finanzieren. Einkommensarmut, Kinderarmut und Al-

tersarmut stellen, neben den Folgen für die Betroffenen selbst, die sozialen Sicherungssysteme 

vor große Herausforderungen und beschleunigen die gesellschaftliche Desintegration. Dem setzt 

die Landesregierung mit dem langfristig angelegten Handlungskonzept „Gegen Armut und sozia-

le Ausgrenzung“ eine Politik entgegen, die niemanden vergisst. Im Mittelpunkt stehen dabei zum 

einen benachteiligte Stadtteile bzw. Quartiere, zum anderen besonders von Armut betroffene 

Menschen. Die Landesregierung will hier vorbeugend wirken und strukturelle Veränderungen vor 

Ort mit den Betroffenen durchsetzen. Dabei hat die Zusammenarbeit mit den Kommunen, den 

Sozialverbänden, Gewerkschaften, Kirchen und anderen gesellschaftlichen Akteuren einen ho-

hen Stellenwert. 

 

Gute Arbeit - faire Arbeit 

Arbeit ist ein zentraler Schlüssel für gesellschaftliche Teilhabe. Elementarer Bestandteil sozialer 

Nachhaltigkeit sind nachhaltige Beschäftigungsverhältnisse im Sinne von dauerhaften Beschäfti-

gungsverhältnissen zu fairen Arbeitsbedingungen. 
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Mit der Landesinitiative „Faire Arbeit – Fairer Wettbewerb“ will das Land die vielen guten Beispie-

le für faire Arbeit bekannt machen, schlecht bezahlte Arbeitsverhältnisse zurück drängen und 

NRW damit zum Land der fairen Arbeit machen. Kernelemente sind: 

 Verbesserung der Arbeitsbedingungen geringfügig Beschäftigter und die Umwandlung 

von Minijobs in sozialversicherungspflichtige Beschäftigung, 

 faire Gestaltung von Leiharbeit und Werkverträgen, 

 Sicherung auskömmlicher Löhne und Entgeltgleichheit. 

Die Landesregierung kümmert sich auch um die internationale Dimension der fairen Arbeit und 

macht sich insbesondere stark gegen die schlimmsten Formen der Kinderarbeit. Mit dem Tarif-

treue- und Vergabegesetz wurde festgelegt, dass öffentliche Aufträge nur an Unternehmen ver-

geben werden, die nachweislich keine Produkte aus schlimmsten Formen der Kinderarbeit ein-

setzen. NRW setzt sich gegenüber der EU dafür ein, die Einfuhr von Produkten aus schlimmster 

Kinderarbeit zu verhindern und sicherzustellen, dass in Handelsabkommen Nachhaltigkeits-

auflagen, zu denen auch arbeitsrechtliche Mindestnormen sowie die Menschenrechte gehören, 

verbindlich und sanktionierbar festgeschrieben werden.  

Die Landesregierung setzt sich auch für die Schaffung guter Arbeit im Sinne von gesunden und 

sicheren Arbeitsbedingungen ein. Gesunde und motivierte Beschäftigte sind Garanten für Wett-

bewerbsfähigkeit und wirtschaftlichen Erfolg nordrhein-westfälischer Unternehmen. Guter Ar-

beitsschutz verhindert Ausfallzeiten durch Unfälle und arbeitsbedingte Erkrankungen und leistet 

damit nachhaltig einen Beitrag zur Senkung der Lohnnebenkosten, reduziert die Ausgaben im 

Gesundheitswesen und wirkt dem Fachkräftemangel durch gesundheitsförderliche Arbeitsbedin-

gungen entgegen. 

Die Erfahrungen vieler Unternehmen belegen, dass gute betriebliche Arbeitsbedingungen die 

wirtschaftliche Entwicklung positiv beeinflussen. Die Landesregierung hat gemeinsam mit Sozi-

alpartnern, Kammern und Sozialversicherungen die Initiative „Arbeit gestalten NRW“ gegründet. 

Die Initiative befasst sich schwerpunktmäßig mit der Gestaltung von betrieblichen Arbeitsbedin-

gungen auf den Gebieten der alternden Belegschaften, gesundheitsgerechten Arbeitsbedingun-

gen, Umgang mit Vielfalt und Unterschiedlichkeit in den Belegschaften. 

 

Integration 

Nordrhein-Westfalen ist durch Zuwanderung geprägt. Über 4 Millionen Menschen haben einen 

Migrationshintergrund. Die Förderung von Integration, Teilhabe und interkulturellem Dialog auf 

allen Ebenen von Staat und Gesellschaft zählt zu den wichtigsten Zukunftsaufgaben. Zu den 

zentralen Voraussetzungen einer nachhaltigen Gesellschaft zählen Teilhabe und soziale Gerech-

tigkeit. Nach wie vor haben viele Menschen mit Migrationshintergrund weniger Chancen auf ge-

sellschaftliche Teilhabe. Deshalb wollen wir ihre Teilhabemöglichkeiten verbessern und 

Nordrhein-Westfalen sowohl zum Land der Vielfalt als auch des Zusammenhalts weiterentwi-

ckeln. Alle Menschen, die hier leben, sind Teil dieses Landes – unabhängig von ihrer Herkunft, 
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ihrer Religion, einer Beeinträchtigung oder Behinderung, unabhängig von Geschlecht, Alter oder 

sexueller Identität, unabhängig vom finanziellen oder sozialen Status. Mit seinem Teilhabe- und 

Integrationsgesetz hat NRW wichtige Schritte hin zu einer modernen Integrationspolitik unter-

nommen. Unser Ziel einer geschlechtergerechten, kultursensiblen und diskriminierungsfreien 

Gesellschaft erreichen wir dabei nur in enger Zusammenarbeit mit den Organisationen und Initia-

tiven der Zivilgesellschaft. 

 

Nachhaltige Finanzpolitik 

Die nachhaltige Entwicklung der Landesfinanzen bedeutet vor allem, dauerhaft Einnahmen und 

Ausgaben in Übereinstimmung zu bringen, ohne die Erfüllung der Landesaufgaben zu vernach-

lässigen. Das heißt in erster Linie, den Landeshaushalt nach den Vorgaben der Schuldenbremse 

zu konsolidieren. Nur durch das Zusammenspiel von gezieltem Sparen, Zukunftsinvestitionen 

insbesondere in den Bereichen Bildung und Prävention und angemessenen Einnahmen kann der 

Defizitabbau erfolgreich vorangetrieben und der durch die Schuldenbremse geforderte Haus-

haltsausgleich erreicht werden.  

In der Mittelfristigen Finanzplanung sinkt die Nettoneuverschuldung von rd. 1,9 Mrd. EUR in 2015 

auf unter 1,4 Mrd. EUR in 2017. Bis zum Jahre 2020 soll die Nettoneuverschuldung auf null zu-

rückgeführt werden. Auf dem Weg dahin ist Nordrhein-Westfalen schon gut vorangekommen. 

Belegt ist dies z.B. durch diverse Einsparungen mit einem Gesamtvolumen von rund 1,8 Mrd. 

Euro im Haushaltsplan 2014. Parallel zur Ausgabenbeschränkung soll eine Stabilisierung und 

Verbesserung der strukturellen Einnahmebasis, insbesondere durch zusätzliche Steuereinnah-

men, erreicht werden. 

Auch für viele Kommunen im Land gibt es in Sachen nachhaltiger Finanzen große Herausforde-

rungen. Neben den eigenen Anstrengungen zur Erreichung des Haushaltsausgleichs unterstützt 

das Land die Kommunen dabei, einen nachhaltigen Haushaltsausgleich aus eigener Kraft zu 

erreichen. Dem dient zum einen der kommunale Finanzausgleich, dessen Volumen sich im 

Haushaltsjahr 2014 auf 9,464 Mrd. Euro beläuft. Mittelfristig werden diese Zuweisungen weiter 

ansteigen. Ergänzend werden in den Jahren 2011 bis 2020 Gemeinden in einer besonders 

schwierigen Haushaltssituation mit insgesamt 5,76 Mrd. Euro an Konsolidierungshilfen unter-

stützt (Stärkungspaktgesetz).  

 

Nachhaltige Stadt- und Quartiersentwicklung 

Aufgabe einer nachhaltigen Stadt- und Quartiersentwicklung ist es, die ökologischen, ökonomi-

schen und sozialen Belange im Sinne einer zukunftsgerichteten Stabilisierung und aufwertenden 

generationengerechten Entwicklung der Städte und Quartiere zielorientiert zu koordinieren. Eine 

nachhaltige Stadtentwicklung muss insbesondere die drei großen Herausforderungen demogra-

fischer Wandel, Strukturwandel und Klimawandel einbeziehen, insbesondere durch präventive 

Ansätze. 
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Dabei orientiert sich die nachhaltige Stadtentwicklungspolitik in Nordrhein-Westfalen am Leitbild 

der europäischen sozialen Stadt, in deren Mitte Platz für alle ist. Beteiligungsprozesse mit den 

Bewohnerinnen und Bewohnern, eine Rückkopplung mit den Betroffenen, eine frühzeitige Einbe-

ziehung insbesondere von Kindern, Jugendlichen und alten Menschen sind dabei zum einen ge-

übte Praxis, müssen aber zum anderen auch immer wieder veränderten Situationen angepasst 

werden. 

Bei dieser großen Aufgabe der Städte und Gemeinden im Rahmen ihrer kommunalen Selbst-

verwaltung unterstützt die Landesregierung die Städte  

 mit dem Städtebauförderungsprogramm, dessen Handlungsschwerpunkte auf die jeweili-

gen Problemlagen fokussiert sind, aber auch mit Instrumenten für die Wiederverwendung 

brachgefallener Flächen im Sinne einer Flächenkreislaufwirtschaft und einer konsequen-

ten Unterstützung des „urbanen Grüns“, dessen Förderung im Rahmen der Klimafolgen-

anpassung und als wirtschaftliche und soziale Stabilisierung von Quartieren bedeutend 

ist; 

 mit dem Rahmenkonzept Soziale Stadt, das im Kontext der bisherigen und der neuen 

Strukturfondsperiode der EU (EFRE, ESF, ELER) die Unterstützungsmöglichkeiten durch 

EU-, Bundes- und Landesmittel auf benachteiligte Stadt- und Ortsteile konzentriert; 

 sowie mit weiteren Unterstützungs-, Beratungs- und Qualifizierungsangeboten, z.B. dem   

„Masterplan altengerechte Quartiere NRW“, der „Initiative Stadtbaukultur“ und der    

„Agentur Barrierefrei“. 

 

Nachhaltiger Konsum / nachhaltige Lebensstile 

Im Bereich des nachhaltigen Konsums legt die Landesregierung den Fokus auf die Förderung 

und Unterstützung von nachhaltigem Verbraucherverhalten und klimafreundlichen Lebensstilen. 

Ziel ist es, ein nachhaltiges Konsumverhalten sowohl im Bewusstsein der Konsumentinnen und 

Konsumenten als auch im alltäglichen Handeln zu verankern und somit einen Beitrag privater 

Haushalte und Gemeinschaftseinrichtungen zur Emissionsverminderung und zum Klimaschutz 

zu leisten. Wichtige Themen sind dabei eine klimafreundliche, tierwohlgerechte und regionale 

Ernährung, nachhaltige Konsumprodukte (z.B. Bekleidung) und Dienstleistungen, Ressourcen-

schonung und Recycling, individuelle Mobilität und alternative Nutzungskonzepte. 

Um die Wissensbasis für effizientes verbraucher- und wirtschaftspolitisches Handeln zu verbrei-

tern und die Verbraucherforschung in NRW besser zu vernetzen, wurde von der Landesregie-

rung und der Verbraucherzentrale das Kompetenzzentrum Verbraucherforschung NRW gegrün-

det. 

Besonders herausgestellt werden soll hier der Themenschwerpunkt Reduzierung der Lebensmit-

telverschwendung: Zu diesem Thema wurde ein Runder Tisch „Mehr Wertschätzung für Le-

bensmittel“ eingerichtet, an dem Vertretungen der gesamten Wertschöpfungskette beteiligt sind. 
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Dieser Runde Tisch soll dazu beitragen, Maßnahmen und Handlungskonzepte sowie Projekte 

zur Reduzierung der Lebensmittelverschwendung in NRW auf den Weg zu bringen.  

 

Bildung für nachhaltige Entwicklung 

Bildung für nachhaltige Entwicklung (BNE) ist eine der wesentlichen Triebkräfte für eine nachhal-

tige Entwicklung unserer Gesellschaft. Ein weitreichender Wandel unserer Lebens-, Denk- und 

Handlungsweisen ist die notwendige Voraussetzung für die Entwicklung nachhaltiger Lebenssti-

le.  

Aufbauend auf den Ergebnissen, die in Nordrhein-Westfalen in den einzelnen Bildungsbereichen 

nicht zuletzt durch und mit der UN-Dekade „Bildung für nachhaltige Entwicklung“ (2005-2014) 

erzielt wurden, gilt es, BNE in den kommenden Jahren zu verstetigen und weiter auszubauen.  

Angesichts der Komplexität und des Prozesscharakters von Nachhaltigkeit fordert BNE das Indi-

viduum wie auch die Gesellschaft als Ganzes heraus. Es gilt, bei der eigenen Urteilsbildung ei-

nerseits mit Ungewissheit, mit Widersprüchen und widerstreitenden Interessen umzugehen, an-

dererseits klar nicht nachhaltige Entwicklungen und Handlungsweisen zu identifizieren. 

Eine Landesstrategie soll zu einer breiten strukturellen Verankerung und zu einer systemati-

schen Umsetzung von BNE in möglichst allen Bildungsbereichen Nordrhein-Westfalens führen. 

Sie fußt auf einem gemeinsamen Grundverständnis von BNE und bündelt die einzelnen Hand-

lungsansätze im Bereich BNE und entwickelt diese zu einer kohärenten Gesamtstrategie der 

Landesregierung weiter. Die in 2015 vorliegende und unter Beteiligung zivilgesellschaftlicher Or-

ganisationen erarbeitete BNE-Landesstrategie wird integrativer Bestandteil der NRW-Nachhaltig-

keitsstrategie. 

 

Eine-Welt-Politik 

NRW steht wie alle Regionen Europas in der Verantwortung, einen Beitrag zur Bewältigung glo-

baler Zukunftsfragen und für eine gerechtere, friedlichere, ökologischere, wirtschaftlich zukunfts-

fähigere und damit nachhaltigere Welt zu leisten. Die Eine-Welt-Politik des Landes hat auf der 

Basis der Eine-Welt-Strategie vor diesem Hintergrund zwei wesentliche Ziele: Einerseits unsere 

eigenen Lebens-, Arbeits- und Produktionsverhältnisse mit den Anforderungen an eine global 

gerechte und nachhaltige Entwicklung in Einklang zu bringen und andererseits dazu beizutragen, 

den Menschen in Entwicklungs-, aber auch Schwellenländern eine Perspektive für ein men-

schenwürdiges, selbstbestimmtes Leben frei von existentiellen Sorgen zu ermöglichen. Darüber 

hinaus verfolgt die Eine-Welt-Politik des Landes das Ziel, den Austausch zwischen Nordrhein-

Westfalen und Partnern in Entwicklungs- und Schwellenländern zu stärken. 
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IV. Querschnittsthemen 

Folgende Aspekte, die für ein nachhaltiges Gesellschaftsmodell in Nordrhein-Westfalen von 

grundlegender Bedeutung sind, sollen im Rahmen der Nachhaltigkeitsstrategie grundsätzlich bei 

allen Handlungsfeldern als Querschnittsthemen berücksichtigt werden: 

 

Geschlechtergerechtigkeit 

Geschlechtergerechtigkeit schafft Chancen und eröffnet neue Zugänge in einem auf Nachhaltig-

keit und sozialen Zusammenhalt ausgerichteten Gesellschaftsmodell – sowohl für Frauen wie 

auch für Männer. Frauen sind bislang bei der Gestaltung wichtiger Rahmenbedingungen meis-

tens unterrepräsentiert (z.B. Führungspositionen oder Einkommenslücke). Umgekehrt tun sich im 

Kontext gesellschaftlicher Veränderungen aber auch für Männer Möglichkeiten auf, die stärker 

als bislang genutzt werden können (z.B. Pflege oder Familie). In allen Handlungsfeldern der 

Landespolitik sollen die Kompetenzen und die Belange von Frauen und Männern deshalb ange-

messen und gleichberechtigt berücksichtigt werden. Der geschlechtersensible Blick ist dabei 

nicht nur bei der Planung konkreter Aktivitäten notwendig. Die Auswirkungen auf die Gleichstel-

lung der Geschlechter sind auch für die Beurteilung der wechselseitigen Beziehungen zwischen 

den Handlungsfeldern der nordrhein-westfälischen Nachhaltigkeitsstrategie von Bedeutung. 

Gender Mainstreaming ist ein wichtiger strategischer Ansatz nachhaltiger Regierungsführung. 

Dieser Ansatz ist integrativer Bestandteil aller Planungen und Maßnahmen von Politik und Ver-

waltung. Dabei sind die unterschiedlichen Bedürfnisse, Lebenslagen und Interessen aller Ge-

schlechter systematisch zu berücksichtigen statt sich lediglich an den Sichtweisen und Interes-

sen nur eines (traditionell männlichen) sozialen Geschlechts auszurichten. Gender Mainstrea-

ming ist damit ein bedeutsames präventives Querschnittsinstrument für eine auf die Vermeidung 

von Diskriminierung ausgerichtete Politik des sozialen Zusammenhalts.  

 

Barrierefreiheit und Inklusion 

Menschen mit Beeinträchtigungen und Behinderungen sind immer noch von sozialer Ausgren-

zung betroffen. Dies zeigt sich mit Blick auf nach wie vor bestehende Sondereinrichtungen und -

systeme, die eine gesellschaftliche Teilhabe erschweren, Hindernisse, schwer verständliche 

Sprache und Informationen, einstellungs- und verhaltensbedingte, aber auch rechtliche Barrie-

ren.  

Der Leitbegriff der Inklusion signalisiert im Sinne der UN-Behindertenrechtskonvention den Wan-

del hin zu einer selbstverständlichen Zugehörigkeit von Menschen mit Behinderungen. Notwen-

dige Voraussetzung dafür ist die Herstellung von Zugänglichkeit. Dies bedeutet, dass Barrieren 

systematisch und kontinuierlich abgebaut werden müssen.  

Mit dem langfristig angelegten Aktionsplan „Eine Gesellschaft für alle – NRW inklusiv“ befördert 

NRW schrittweise die Realisierung einer inklusiven Gesellschaft und setzt diese Aufgabe als 

Querschnittsaufgabe im Sinne des Disability-Mainstreamings innerhalb aller Ressorts um.  
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Nachhaltigkeit in den Kommunen („Lokale Agenda 21“) 

Viele wichtige Entscheidungen für eine nachhaltige Entwicklung werden auf lokaler Ebene getrof-

fen. Deshalb kommt den Kommunen in NRW und damit der „Lokalen Agenda 21“ eine besonde-

re Rolle und Verantwortung auf dem Weg zu einer nachhaltigen Gesellschaft zu. Viele Städte 

und Gemeinden stehen gerade im Zusammenhang mit dem wirtschaftlichen, sozialen und de-

mografischen Strukturwandel, dem Klimaschutz und der Energiewende sowie der Globalisierung 

vor besonderen Herausforderungen, insbesondere auch finanzieller Art. Deshalb ist eine voraus-

schauende Stadtentwicklungspolitik mit integrierten Konzepten notwendig, um die Herausforde-

rungen rechtzeitig und im Gesamtzusammenhang angehen zu können. Getreu dem Grundsatz 

„Global denken, lokal handeln“ leisten viele Kommunen ihren Beitrag zur Bewältigung der Heraus-

forderungen der Zukunft, indem sie z.B. Nachhaltigkeitsstrategien, Masterpläne Demografie oder 

Klimaschutz- und Energiekonzepte erarbeiten, die in die Stadtentwicklungspolitik einfließen. Die 

Landesregierung wird sich bei der Entwicklung ihrer Nachhaltigkeitsstrategie dieses große Enga-

gement und Potenzial in den Kommunen des Landes NRW zu Nutze machen. Sie wird mithelfen, 

die vielen laufenden lokalen Agenda- und Nachhaltigkeitsprozesse zu stärken, sowie Initiativen 

für neue Ansätze unterstützen.  

 

Bürgerschaftliches Engagement/Teilhabe 

Sozialer Zusammenhalt und (Generationen-) Gerechtigkeit sind zentrale Ziele nachhaltiger Ge-

sellschaftspolitik. Bürgerschaftliches Engagement von Frauen und Männern, von Jüngeren und 

Älteren trägt in vielfältiger Weise zur Sicherung des sozialen Zusammenhalts in einer sich än-

dernden Gesellschaft bei, es fördert die soziale Gerechtigkeit, wirkt präventiv und eröffnet Mitwir-

kungs- und Teilhabemöglichkeiten: Engagierte Bürgerinnen und Bürger unterstützen benachtei-

ligte Jugendliche, damit diese bessere Lebensperspektiven entwickeln können. Engagierte Bür-

gerinnen und Bürger unterstützen Menschen mit Migrationshintergrund und fördern so die Integ-

ration. Menschen mit Migrationshintergrund engagieren sich selbst und sind so wichtige Vorbil-

der und Multiplikatoren für andere. Ältere Menschen bleiben auch nach dem Ende ihrer berufli-

chen Tätigkeit in vielfältiger Form für das Gemeinwesen aktiv. Bürgerschaftliches Engagement 

hebt Selbsthilfepotenziale und befähigt Menschen dazu, aktiv an der Lösung sozialer Probleme 

mitzuarbeiten. Ohne dieses Engagement wäre unsere Gesellschaft nicht überlebensfähig. Bür-

gerschaftliches Engagement ist gelebte Demokratie. 

Der Einsatz für Nachhaltigkeit spricht besonders junge Menschen an (z.B. im Rahmen des frei-

willigen ökologischen Jahres oder in Agenda-Gruppen). Dies ist eine Chance, die nachwachsen-

de Generation für ein Engagement zu gewinnen. Daher sollen die das Engagement fördernden 

Rahmenbedingungen verbessert und weitere attraktive Einsatzfelder entwickelt werden.  

Bürgerschaftliches Engagement macht eine Gesellschaft zukunftsfähig. Im Sinne der Nachhal-

tigkeit muss die Bereitschaft der Bürgerinnen und Bürger zum Engagement gefördert und ihre 

Teilhabe gestärkt werden.  
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Bildung und Wissenschaft 

Eine Bildung, die möglichst alle Potenziale ausschöpft, ist der Schlüssel für die Persönlichkeits-

entfaltung, für die private und berufliche Entwicklung sowie die gesellschaftliche und kulturelle 

Teilhabe. 

Ohne bestmögliche Bildung können Demokratie und gesellschaftliche Veränderung nicht funktio-

nieren. Nordrhein-Westfalen braucht alle Talente - von Anfang an, deshalb dürfen wir kein Kind 

zurücklassen. Gelungene Bildungsbiografien bilden die Grundlage für Chancengerechtigkeit und 

schaffen die Bereitschaft, sich lebenslang für neue Anforderungen zu qualifizieren und auf neue 

Herausforderungen einzulassen. Die Bereitschaft und die Fähigkeit für ein nachhaltiges Wirt-

schaften und nachhaltige Lebensstile zu wecken, ist daher eine zentrale Bildungsaufgabe. 

Eng verbunden mit der Nachhaltigkeitsstrategie ist auch die Forschungsstrategie des Landes 

„Fortschritt NRW – Forschung und Innovation für nachhaltige Entwicklung“. Diese sieht vor, dass 

sich NRW stärker auf Forschungsfelder entlang der großen gesellschaftlichen Herausforderun-

gen konzentriert und die dem Land zur Verfügung stehenden Instrumente und Mittel der For-

schungs- und Innovationsförderung verstärkt entlang des Ziels nachhaltiger Entwicklung einsetzt. 

Ausgangspunkt der Strategie ist die Frage, wie Wissenschaft und Forschung effektiv zu einer 

Verbesserung von Wohlstand und Wohlergehen der Menschen unter Erhaltung der ökologi-

schen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Lebensgrundlagen beitragen können. Deshalb 

wird ein besonderer Fokus auf interdisziplinäre Forschung unter aktiver Einbindung gesellschaft-

licher Akteure und auf die Umsetzungs- und Verbreitungsfähigkeit der angestrebten Lösungen 

gelegt. Thematisch durchzieht diese Forschung alle Handlungsfelder der Nachhaltigkeitsstrate-

gie. Auf all diesen Feldern erwarten die Menschen zu Recht einen aktiven Beitrag der Wissen-

schaft. 

Ein hohes Gewicht kommt auch dem Wissenstransfer von der Wissenschaft in die Gesellschaft 

und der Vermittlung von Nachhaltigkeitswissen zu. Neben gezielten Aktivitäten im Handlungsfeld 

„Bildung für nachhaltige Entwicklung“ setzt die Landesregierung daher auf Initiativen in der wis-

senschaftlichen Lehre, an den Schnittstellen zwischen Hochschule und Schule und im Zusam-

menwirken mit Wirtschaft und Gesellschaft.  

 

Europäische und internationale Dimension 

Europäische und internationale Verbindungen, Herausforderungen und Rahmenbedingungen 

wirken in vielfältiger Weise auf die Landespolitik ein und sind bei der Entwicklung eines nachhal-

tigen Gesellschafts- und Wirtschaftsmodells für NRW in jedem Handlungsfeld zu berücksichti-

gen. Folgende Ansatzpunkte sollen die Relevanz der europäischen und internationalen Dimensi-

on bei der Erarbeitung der NRW-Nachhaltigkeitsstrategie verdeutlichen:  

 Das Eingebundensein fast aller Handlungsfelder der Landespolitik in europäische und in-

ternationale Bezüge, 

 grenzüberschreitende Wirkzusammenhänge, 
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 direkte und indirekte Auswirkungen des eigenen Handelns und der eigenen Lebensstile 

auf die Menschen in anderen Staaten und Kontinenten, 

 das Erfordernis der europäischen und internationalen Zusammenarbeit zur Lösung ge-

meinsamer globaler Herausforderungen, 

 der Wunsch des Lernens von guten internationalen Beispielen und erfolgreichen Prakti-

ken, 

 die weiter wachsende internationale Mobilität von Menschen, Gütern und Dienstleistun-

gen, 

 der notwendige Zuzug gut ausgebildeter Fachkräfte aus dem Ausland zur Bewältigung der 

Folgen des demografischen Wandels in unserer Gesellschaft und  

 das Erfordernis, Anschluss an wichtige europäische und internationale Entwicklungen zu 

halten.  

 

Auswirkungen auf die ländlichen Räume 

Die sozioökonomischen Entwicklungstrends ländlicher Räume in Nordrhein-Westfalen zeigen 

beachtliche und zum Teil auch problematische Differenzierungsprozesse an. Während sich eini-

ge Bereiche als starke Standorte im Blick auf Bevölkerung und Wirtschaftskraft stabilisieren (z.B. 

westliches Münsterland) oder – auch unter Einfluss z.B. der Nachfrage nach erneuerbaren Ener-

gien - als rentable Agrarstandorte behaupten oder/und zu attraktiven Tourismusregionen entwi-

ckeln, sind andere durch Abwanderung und Abbautendenzen von Daseinsvorsorgeleistungen 

geprägt.  

Ländliche Räume haben insofern einen hohen Bedarf, aber auch endogene Potenziale für nach-

haltige Lösungen. Die Erschließung dieser Potenziale und die Nutzung technischer, politischer, 

ökonomischer und sozialer Innovationen für den Entwicklungsprozess dieser Lebensorte ist poli-

tische Gestaltungsaufgabe, um dem Ziel der Chancengerechtigkeit und gleichwertiger Lebens-

verhältnisse nachzukommen.  

Insbesondere das Konzept einer multifunktionalen Landwirtschaft und der Ansatz der integrierten 

Ländlichen Entwicklung verdeutlichen, dass die Politik des Landes wie auch das Handeln der 

ländlichen Akteure unterschiedliche Ansatzpunkte für die nachhaltige Entwicklung der ländlichen 

Räume bieten und bereitstellen. Die Angebote der regionalen Strukturpolitik u.a. mit den 

REGIONALEN, die ländliche Entwicklungsförderung z.B. mit dem LEADER-Ansatz und den Akti-

vitäten zur Bewahrung der natürlichen Vielfalt tragen dazu bei, Lebens- und Standortqualität des 

ländlichen Raumes zu erhöhen und Impulse zur Weiterentwicklung zu geben. 
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V. Fazit 

Es liegt im existenziellen Interesse Nordrhein-Westfalens, einen Beitrag dazu zu leisten, die Welt 

gerechter, friedlicher, ökologischer, wirtschaftlich zukunftsfähiger und nachhaltig zu gestalten. 

Wir müssen unsere Lebensverhältnisse mit den Anforderungen an eine global gerechte und 

nachhaltige Entwicklung in Einklang bringen. Vor dem Hintergrund sich zuspitzender globaler 

Umweltrisiken, einer noch nicht überwundenen weltweiten Finanz- und Wirtschaftskrise und 

wachsenden sozialen Disparitäten wollen wir in Nordrhein-Westfalen einen substanziellen Bei-

trag zur Transformation leisten und unsere Lebens- und Wirtschaftsweise nachhaltig um-

gestalten.  

 

 

www.nachhaltigkeit.nrw.de und www.nrw-nachhaltigkeitstagung.de 


